
		
			[image: Deckblatt von Demokratie sucht Zukunft von Kurt Guwak,  Judith Kohlenberger , Laurenz Ennser-Jedenastik]
		

	
		
			Inhalt



			Worum es geht …

			Eine aktuelle Einordnung … 

			1. Die Rolle von Parteien in der Demokratie – eine erste Näherung

			Wozu brauchen wir eigentlich Parteien?

			Der Blick nach außen

			Der Blick nach innen

			2. Parteien sind soziale Systeme – eine Perspektive eröffnet Einblicke

			Der Kern, die Mitglieder und die Machtzentren

			Für die Parteien steht viel auf dem Spiel

			3. Das Eigeninteresse der Parteien bekommt immer mehr Gewicht

			Wofür die Parteien noch stehen

			Wo bleiben die großen Visionen?

			Probleme und Herausforderungen für Parteien

			4. Das System gerät aus der Balance 

			Was – teilweise – funktioniert

			Warum Parteien nicht innovativ sind

			5. Die Imbalance im politischen System

			Das Selbstverständnis von Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern

			Weitere Ursachen für die 
Imbalance des politischen Systems

			6. Wie wir die Balance wieder herstellen

			Wer den Gegenpol bilden muss

			Der Entwurf einer Utopie

			7. Die Zukunft der Parteien

			Hat »Partei« überhaupt Zukunft?

			Woran sich Parteien stärker orientieren müssen

			Ein Blick auf das Ganze

			8. Vorschläge für die Weiterentwicklung des politischen Systems zu einer vitalen Demokratie

			9. Ein Resümee …

			Und eine Metapher … 

			Gespräche: Der Diskurs beginnt 

			Krise der Demokratie – Krise der Parteien? 

			Krise der Demokratie? – Ein Blick auf Österreich und Europa

			Anhang

			Endnoten

			Autor:innen

		


		
			


Für die gute Zukunft, 
die wir gestalten

		

		
			Worum es geht …

			Dieser Text will kein Buch sein. Zumindest nicht in erster Linie. Sondern primär ein Impuls für einen möglichst breiten gesellschaftlichen Diskurs über die notwendige Weiterentwicklung unseres politischen Systems, unserer Demokratie. 

			Das politische System zeigt in vielen demokratischen Staaten krisenhafte Aspekte: zunehmende Polarisierung, abnehmende Kooperationsbereitschaft, mehr Opportunismus und Populismus, weniger Problemlösungskompetenz und zunehmende autokratische Tendenzen. Das Vertrauen und die Akzeptanz in der Bevölkerung stehen auf dem Prüfstand. Auch in Österreich kennen wir diese Entwicklungen.

			Die Parteien sind die zentralen Akteure im demokratischen politischen System. Wenn es also eine Krise des politischen Systems gibt, eine Krise der liberalen Demokratie, dann gibt es zwingend auch eine Krise der Parteien. Wir meinen, sie ist sogar eine der wesentlichen Ursachen für unsere Probleme. Worin diese Krise besteht, wie man sie erklären kann und wie sie überwunden werden könnte, das ist der rote Faden in diesem Buch.

			Wir gehen dabei von einer sehr konkreten Frage aus: Inwieweit tragen Parteien Verantwortung für die Krise der westlichen Demokratien? Und diese Frage ist wichtig und zugleich spannend. Speziell dann, wenn man sie nicht oberflächlich diskutiert, indem man Parteien der extremen Ränder rechts oder auch links als antidemokratische Übeltäter festmacht, sondern wenn man ­versucht, tiefer zu schauen. Darauf, wodurch die Parteien der Mitte, die sich selbst als demokratisch verstehen, die Demokratie schwächen und aushöhlen. Meist wohl, ohne es selbst so richtig zu merken oder gar zu wollen.

			Wichtig ist dabei: Es geht uns nicht um eine Politikerbeschimpfung. Wie in jedem Berufsfeld gibt es auch in der Politik tolle, engagierte Menschen und andere, die nicht – oder nicht mehr – so toll sind. Sicher ist die persönliche Performance ein wichtiger Faktor. Aber dieser Faktor wird tendenziell überschätzt. Die Hoffnung auf den begnadeten Heilsbringer oder die Heilsbringerin ist letztlich genauso wenig belastbar wie die Entscheidung, die Kooperation mit einer politischen Partei von einer einzelnen Person abhängig zu machen. Beides mag punktuell oder auf kurze Sicht seine Logik und Berechtigung haben, auf Dauer sind jedoch die Systeme und ihre innere Logik mächtiger und einflussreicher als einzelne Personen. Und während der Einfluss einzelner Menschen, auch mit medialem Rückenwind, tendenziell überbetont und überschätzt wird, so wird die Dynamik der Systeme meist völlig unterschätzt oder überhaupt nicht wahrgenommen. Genau das macht sie umso wirksamer. Deshalb richtet sich der Blick in den folgenden Überlegungen auf genau diese Dynamiken, diese Logiken in den politischen Parteien, die letztlich die Interessen und das Denken der Akteurinnen und Akteure massiv prägen und beeinflussen. Wie ticken Parteien als Organisationen? Welchen inneren Logiken folgen sie? Gibt es hier Veränderungen? Und was heißt das für unser politisches System insgesamt?

			Wir wählen dazu einen ungewöhnlichen Ansatz. Wir kombinieren drei unterschiedliche Perspektiven auf das Thema. Es geht uns um eine ganzheitliche Betrachtung, um das Entdecken ungewöhnlicher Blickpunkte und Zusammenhänge und um neue Ansatzpunkte für die notwendigen Veränderungen.

			Kurt bringt seine Erfahrung aus der Arbeit mit Organisationen ein. Wenn man Parteien als soziale Systeme betrachtet und an den Erfahrungen mit solchen Systemen aus anderen Kontexten spiegelt, dann ergeben sich interessante, oftmals auch neue Blickwinkel und Sichtweisen. Judith ergänzt das um ihre wissenschaftliche Perspektive als Kulturwissenschaftlerin und ihre konkrete Erfahrung aus der Arbeit an einem der Hotspots der politischen Diskussion: der Migrationsfrage und dem zivilgesellschaftlichen Umgang damit. Laurenz bringt als Politikwissenschaftler und einer der führenden Forschenden zum Thema »Parteien« in Österreich seine wissenschaftliche Kernkompetenz in unsere Arbeit ein. So entsteht eine Kombination aus neuen, ungewohnten Perspektiven, praktischen Erfahrungen und fundierten wissenschaftlichen Zugängen – ein guter Ausgangspunkt für weitere Diskussionen.

			Fakten- und Evidenzbasiertheit sind uns wichtig. Aber im Sinne des Diskussionsimpulses lassen wir in unseren Überlegungen auch bewusst Raum für Subjektivität und unorthodoxe Gedanken. Das ist Teil der Qualität, die jene Denk- und Gesprächsräume haben müssen, von denen wir der Meinung sind, dass es mehr davon braucht.

			Was uns drei noch verbindet: Wir sind selbst keine Politikerinnen und Politiker. Wir nehmen also eine Außenperspektive ein. Aber wir sind als politisch interessierte Menschen »Kunden« dieses politischen Systems und – so wie alle, die hier leben – auf seine gute Funktionalität und Problemlösungsfähigkeit angewiesen. Dazu wollen wir einen konstruktiven Beitrag leisten. Das hat uns auch in der Initiative »Mehr Grips« zusammengeführt.

			Wir hoffen, dass unsere Überlegungen und Vorschläge den Impuls für weiterführende Diskussionen geben. Den Diskurs starten wir schon in diesem Buch. Am Ende finden Sie zwei Gespräche mit sehr unterschiedlichen Insidern des politischen Systems zu unseren Gedanken, mit Othmar Karas, dem langjährigen Ersten Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments aus dem bürgerlichen Lager, und mit Nikolaus Kowall, dem ehemaligen Vorsitzenden der »Sektion 8« und stellvertretendem Bezirksparteivorsitzenden der SPÖ in Wien-Alsergrund. Er ist Wirtschaftswissenschaftler und um eine Generation jünger.

			Wir hoffen, dass die Diskussion weitergeht.

			 

			Wien, im Sommer 2025

			Eine aktuelle Einordnung … 

			Dieses Buch beschäftigt sich mit der aktuellen Krise der liberalen Demokratien und insbesondere mit der Frage, welche Rolle Parteien dabei spielen. Es geht uns vor allem darum, die Dynamiken und Muster, die systemisch im Hintergrund wirken und zu den diversen krisenhaften Erscheinungen führen, aufzudecken und Lösungsansätze zu entwickeln.

			Dieses Buch ist also hochaktuell – aber unser Fokus liegt nicht auf dem Auf und Ab der Tagespolitik, sondern auf den dahinterliegenden Entwicklungen. Es gibt in der Tagespolitik kurzfristig Phasen, in denen die Tendenzen, die wir in diesem Buch beschreiben, sehr deutlich an die Oberfläche kommen: etwa die letzten Monate von Schwarz-Grün in Österreich oder der Abgesang der Ampel in Deutschland, ebenso die gescheiterten Koalitionsversuche in Österreich. Es gibt aber auch Phasen, in denen diese Effekte für eine gewisse Zeit in den Hintergrund treten. Oft am Anfang einer Regierung oder nach einem »Schockerlebnis«. Im ersten Halbjahr der neuen Regierung in Österreich kam beides zusammen. Der gute Wille zu Beginn einer neuen Regierungsperiode und der Schock des »Fast-Bundeskanzlers Herbert Kickl« sowie der desaströsen Budgetsituation haben im Verhalten der jungen Koalition Wirkung gezeigt. Damit war es möglich, vor allem nach außen ein weitgehend harmonisches Bild zu zeichnen. Die Frage ist, wie lange diese Harmonie hält, speziell wenn man wohl oder übel die eine oder andere tiefergehende Strukturreform angehen muss. Die neue Regierung in Deutschland wurde jedenfalls sehr rasch von diversen parteipolitischen Effekten eingeholt.

			Ein weiterer Aspekt, der als Begründung für die bisher relativ konstruktive Phase in der neuen österreichischen Regierung oft angeführt wird, ist der Umstand, dass in nächster Zeit keine größeren Wahlen anstehen. Allein schon, dass wir die zweijährige Pause zu den nächsten Landtags- oder Nationalratswahlen, als »Window of ­Opportunity« wahrnehmen, in dem konstruktiv gearbeitet werden könnte, zeigt, wie sehr wir uns an diverse destruktive Muster und Tendenzen in der Politik gewöhnt haben. So pragmatisch richtig die Einschätzung ist, so inakzeptabel ist im Grunde der Sachverhalt.

			In diesem Sinn sind wir sicher, dass unbeschadet der aktuellen tagespolitischen Situation die Dynamiken, denen wir in diesem Buch nachspüren, immer da sind. Und sie wirken und prägen das Verhalten in der Politik massiv. Es ist nur eine Frage der Zeit, bis uns dies wieder sehr deutlich vor Augen geführt werden wird. Mehr als uns lieb ist. 

			Außer, wir ändern etwas …

			
Wien, September 2025

		


		
			1. Die Rolle von Parteien in der Demokratie – eine erste Näherung

			Wozu brauchen wir eigentlich Parteien?

			Wenn man sich einem komplexen Thema nähert, ist es meist eine gute Idee, zunächst darauf zu schauen, »was ist«. Welche Rolle spielen Parteien aktuell in den Demokratien? Welche Phänomene oder Trends sehen wir? Wie sind die Wahrnehmung und Einschätzung der Wählerinnen und Wähler?

			Beginnen wir mit einer ganz fundamentalen Frage: Wozu braucht es eigentlich Parteien? Ginge es nicht auch ohne? Moderne Demokratien sind schon aufgrund ihrer Größe allesamt repräsentative Systeme. Selbst in der Schweiz, wo es mehr direkte Demokratie gibt als anderswo, werden die meisten allgemein verbindlichen Regelungen von Politikerinnen und Politikern in Parlamenten und Regierungen getroffen, nicht von den Bürger­innen und Bürgern selbst. Repräsentative ­Demokratien ­wiederum brauchen Parteien, weil nur mit ihrer Hilfe gesellschaftliche Interessen strukturiert in die staatlichen Institutionen eingebracht und dort vertreten werden können. Schon Hans Kelsen war der festen Überzeugung, dass eine Demokratie »notwendig und unvermeidlich ein Parteienstaat« sein müsse. Parteien üben in ihr eine Brückenfunktion zwischen Gesellschaft und staatlichen Institutionen aus. Dabei haben sie vor allem drei Rollen:

			Zum Ersten haben Parteien eine koordinierende Rolle – in der Gesellschaft, zwischen Gesellschaft und Staat sowie innerhalb und zwischen staatlichen Institutionen. Parteien organisieren und mobilisieren Gleichgesinnte als Mitglieder und binden sie in die interne Willensbildung mit ein. Sie koordinieren das Handeln einzelner Abgeordneter und Regierungsmitglieder und sorgen für ein abgestimmtes Vorgehen innerhalb von und zwischen Parlament und Regierung. Damit erzeugen sie Kohärenz und machen politisches Handeln überhaupt erst praktisch möglich. Man stelle sich vor, im österreichischen Nationalrat würden 183 Einzelpersonen für jeden nötigen Beschluss über mögliche Mehrheiten verhandeln – das Parlament wäre gelähmt.

			Zum Zweiten strukturieren Parteien den politischen Wettbewerb. Sie bündeln eine Vielzahl von Ideen und Vorschlägen in verschiedenen Politikbereichen zu – idealerweise kohärenten – Programmen und treten damit zu Wahlen an. Dadurch reduzieren sie die Komplexität im politischen Angebot drastisch. Wir müssen nicht aus vielen möglichen Optionen zu Tausenden Einzelfragen in Dutzenden Themenbereichen auswählen. Das würde uns wohl alle überfordern und Demokratie unmöglich machen. Stattdessen entscheiden wir uns für eines aus einer oder zwei Handvoll programmatischer Pakete.

			Zum Dritten rekrutieren und sozialisieren Parteien Personal für politische Kandidaturen und Ämter. Sie erstellen Wahlvorschläge für Wahlen zu allgemeinen Vertretungskörpern und nominieren Kandidatinnen und Kandidaten für Regierungsämter auf allen Ebenen. Im besten Fall kommen dadurch nicht nur integre, sondern auch kompetente Personen in politische Führungsrollen.

			Parteien sind also notwendige Elemente in repräsentativen Demokratien. Doch wie gut nehmen Parteien heute ihre Funktionen in Demokratien wahr? Dazu einige Beispiele aus der »großen« und der »kleinen« Welt. Fangen wir mit der großen, internationalen Welt an.

			Der Blick nach außen

			Ein Paradebeispiel, wie Parteien selbst die Demokratie aushöhlen und schwächen, liefern seit Jahren die USA. Und das Problem ist nicht mit Donald Trump aufgetaucht – und es wird auch nicht mit ihm verschwinden, selbst wenn er diesen Trend sicherlich stark befeuert. Er ist jedoch ebenso ein Produkt dieser Entwicklung. Außenstehende Beobachtende haben oftmals den Eindruck, das Land befinde sich in Geiselhaft der beiden traditionellen Parteien – und das seit vielen Jahren. Regelmäßig führt der permanente Streit etwa über die Schuldenobergrenze das reichste und mächtigste Land der Welt an den Rand der Zahlungsunfähigkeit: Ämter werden geschlossen, Lehrerinnen und Lehrer bekommen kein Gehalt, viele öffentliche Dienstleistungen kommen zum Stillstand. Sinnvolle Initiativen der »anderen« werden reihenweise blockiert. Dahinter stehen meist Streit und gegenseitige Erpressungsversuche der beiden Parteien. Das Klima ist breitflächig vergiftet. Wenn ein Republikaner mit Demokraten in einer Sachfrage kooperiert, dann riskiert er, von seinen eigenen Leuten abserviert zu werden. Der republikanische Gouverneur von Florida hebt angesichts der Verwüstungen durch den Tornado nicht ab, wenn der demokratische Präsident anruft, um Hilfe anzubieten. Milliardenschwere Wirtschaftsbosse ziehen nach geschlagener Wahl zum Thron des Siegers wie die Weisen aus dem Morgenland zur Krippe. Bei der »State of the Union«-Rede des Präsidenten im Kongress jubelt die eine Hälfte wie in einem Fußballstadion, während die andere mit versteinerter Miene dasitzt und sich nicht bewegt.

			Eine Ursache für die politische Dysfunktionalität in den USA liegt darin, dass die staatlichen Institutionen aus einer Zeit vor dem Entstehen starker und geschlossen agierender Parteien stammen. Basierend auf der Idee der Gewaltentrennung, wurden rivalisierende – und einander in Schach haltende – Institutionen der Gesetz­gebung (Kongress), Vollziehung (Präsident) und Gerichtsbarkeit geschaffen. Bloß verlaufen politische Konflikte heute nicht primär zwischen diesen Institutionen, sondern zwischen den beiden dominanten Parteien. Ob der Kongress oder der Supreme Court den Präsidenten im Sinne von »Checks and Balances« in seiner Macht beschränken und prüfend kontrollieren, hängt alleine davon ab, welche Parteien die jeweiligen Institutionen dominieren.

			Verschärfend kommt hinzu, dass die beiden Parteien einander so polarisiert wie lange nicht mehr gegenüberstehen. Der Wahlkampf in den USA ist zum Spektakel verkommen. Er wird nicht von Wählerinnen und Wählern, sondern von »Fans« bestimmt. Es geht darum, große Veranstaltungen mit den eigenen »Fans« zu inszenieren. »Wer hat die größeren Rallyes?« ist zu einer Schlüsselfrage geworden. Und zu einer Rallye geht man wie zu einem Footballmatch oder einem Popkonzert: mit Kappen, T-Shirts und Plakaten.

			Fans bekennen sich. In den Vorgärten und dort, wo Grundstücke an den Highway grenzen, stehen Schilder mit dem Namen der Kandidatin, des Kandidaten, die oder den man unterstützt. Standardisiert und genormt. Das Bekenntnis zu einer Partei wird Teil der Identität. Es ist eine Glaubensentscheidung und es ist oft Teil einer Tradition: »Wir sind hier demokratisch«, »Wir sind eine republikanische Familie«.

			Vielleicht ist diese Sicht auf das erratische Spektakel aber auch eine typisch europäische. Wir sehen den Kulturkampf, den Trump inszeniert, erschrecken und fragen uns, wohin das führt. Was wir weniger sehen, sind die möglichen Strategien dahinter. Die USA sind hoch verschuldet. Der Zinsendienst für die Staatsschulden übersteigt bereits die Ausgaben für das Militär. Die Trump-­Administration hat wohl einen Plan. Ob es der oft zitierte »A Users Guide to Restructuring the Global Trading ­System« von ­Stephen Miran, einem der engsten Berater des Präsidenten, ist, wird sich zeigen. Der Abbau der Staatsverschuldung und die Re-Industrialisierung der USA sind mit Sicherheit zentrale Ziele. Ob dieser Plan funktioniert und wie lange Trump bereit sein wird, ihm zu folgen, ist eine andere Frage. Auch die Schwächung von Institutionen und der Umbau in Richtung eines autokratischen Systems sind mit Sicherheit gut vorbereitet. Das zeigt alleine schon die Welle an »Executive Orders«, mit der der Präsident von Tag 1 an das Land geflutet hat. An der Oberfläche aber tobt der Kulturkampf um Migration, Anti-Wokeness, Nationalismus und Symbolpolitik. Und das vertieft die Gräben zwischen den Parteien immer weiter.

			Die USA sind nicht vergleichbar mit uns. Das Zweiparteiensystem scheint uns hoch dysfunktional – das seltsame Wahlrecht, der Einfluss von Lobbys und obskuren Milliardären … Aber vielleicht zeigen uns die USA unter den dortigen Bedingungen eine Entwicklung, die bei uns auch längst begonnen hat: die Auseinandersetzung um Kulturwerte im Vordergrund, mit der die Wählerschaft gewonnen wird, und das In-den-Hintergrund-Treten der staatspolitischen, wirtschaftlichen und sozialen Agenda – die aber teilweise mit erstaunlicher Radikalität verfolgt wird.

			Wie steht es um die europäischen Demokratien? Nicht viel besser. Der Streit zwischen Tories und Labour hat das Vereinigte Königreich seit Jahrzehnten ziemlich fest im Griff. In der aufgeheizten Stimmung konnten Populisten sogar eine so folgenreiche Entscheidung wie den Brexit durchsetzen. Frankreich verbraucht etwa alle drei Monate einen Premierminister und muss mit hundert Prozent Staatsverschuldung eine gewaltige Schulden- und Zinslast stemmen, die weiter zunimmt. Der Streit zwischen den Parteien inklusive der Gewerkschaften lähmt immer wieder das Land. Die politischen Institutionen scheinen mit der neuen Parteienlandschaft überfordert. Und in Deutschland ist der Versuch einer breitflächigen Koalition – der Ampel – mit lautem Krach und persönlichen Angriffen und Beleidigungen vorzeitig gescheitert. Die Nachfolgeregierung muss es erst besser hinbekommen. Der Start mit einer 180-Grad-Wende in der Schlüsselfrage der »Schuldenbremse« und das Verfehlen der Mehrheit bei der Wahl des Bundeskanzlers im ersten Wahlgang waren jedenfalls interessant. Es wird massiv über die »Brandmauer« zur AfD diskutiert. Die Einstufung der AfD als »gesichert rechtsextrem« durch das Bundesamt für Verfassungsschutz mit nachfolgender gerichtlicher Klärung zeigt die Brisanz der Situation. Ob der gewaltige Druck, unter den Europa durch das Agieren Russlands und der USA kommt, nachhaltig helfen wird, die Streitigkeiten zwischen Staaten und innerhalb der Staaten zu reduzieren, wird sich weisen.

			Auf der nächsthöheren strukturellen Ebene – der Europäischen Union – wiederholt sich das Muster. »Europa müsste jetzt …« wird schon fast zum Mantra. Aber Europa tut nicht, zumindest nicht rasch und entschlossen genug. Warum nicht? Die nationalen Interessen der Mitgliedstaaten setzen der EU enge Grenzen. Ist das wirklich so? Sind es tatsächlich die »Staaten«? Natürlich gibt es Interessen einzelner Länder, die wenig parteispezifisch sind. Etwa die Exportfähigkeit der deutschen Industrie oder der griechische Tourismus oder die Rahmenbedingungen für Landwirtschaft etwa in Italien oder Spanien. Aber in vielen Fällen sind es eigentlich nicht die »Staaten«. Dahinter stehen Parteien, die den transnationalen Schulterschluss verunmöglichen. Das waren zum Beispiel lange die PiS in Polen oder Fidesz in Ungarn. Aber auch europakritische Oppositionsparteien in anderen Ländern wirken hier massiv ein, weil sie eine Stimmung schaffen, die es den Regierungen schwer macht, Zugeständnisse zu machen und Kompromisse einzugehen. Ohne Kompromisse ist es aber kaum möglich, 27 Staaten in heiklen Fragen auf eine Linie zu bringen.

			Während der Entstehungszeit dieses Buches hat sich die EU unter dem Schock des außenpolitischen Kurswechsels der amerikanischen Regierung zu gewaltigen gemeinsamen Verteidigungsvorhaben durchgerungen. Der Schreck war groß, die Absicht ist da, zumindest in diesem Bereich die Gräben einzuebnen und das gemeinsame Ziel, nämlich Frieden und Sicherheit in Europa, voranzustellen. Man muss aber kein Prophet sein, um zu wissen, dass auf dem Weg zur Realisierung dieses Vorhabens die unzähligen Partikularinteressen der einzelnen Länder und auch der jeweils bestimmenden Parteien lauern. Wir werden sehen, was letztlich übrig bleibt …

			Kompromiss und Schulterschluss zwischen verschiedenen politischen Parteien, um die zweifellos gewaltigen Herausforderungen unserer Zeit gemeinsam anzugehen, scheinen also international schwierig. An manchen Stellen erleben wir gerade ein gewisses Zusammenrücken im Schock, an vielen anderen vertiefen sich die Gräben. Also werfen wir einen Blick auf die »kleine Welt, in der die große ihre Probe hält« – Österreich.

			Der Blick nach innen

			Sinkendes Vertrauen in die Politik, Polarisierung, ein katastrophales Image von Politikerinnen und Politikern – all diese Diagnosen haben wir oft gehört. Bloß: So ganz stimmen sie nicht unbedingt. Das Vertrauen in die Politik schwankt kurzfristig, ist aber langfristig (auf moderatem Niveau) stabil. Daten des Eurobarometers zeigen etwa, dass das Vertrauen in die Bundesregierung, das Parlament, die politischen Parteien, die Europäische Union oder die Vereinten Nationen in den letzten 25 Jahren keinem starken Auf- oder Abwärtstrend unterliegt. Während diesen Institutionen mittelmäßiges (Regierung, Parlament) bis niedriges (Parteien, EU) Vertrauen entgegengebracht wird, genießen nicht politische staatliche Institutionen durchwegs hohes Vertrauen, etwa Bundesheer, Polizei, Justiz und Verwaltungsbehörden.

			Auch gibt es wenig Evidenz dafür, dass die Polarisierung in der österreichischen Bevölkerung massiv gestiegen wäre – wobei hier die Datenlage etwas dünner ist.

			Dennoch herrscht weithin der Eindruck vor, das Image von Politikerinnen und Politikern komme unter Druck. Aber auch hier ist die Frage, wieweit das ein medialer Effekt ist. Destruktiv-kritische Aussagen über Politiktreibende hat es immer gegeben. Nur sind sie vor 20 oder 30 Jahren über den Stammtisch kaum hinausgedrungen. Heute werden sie über die sozialen Medien in die ganze Welt transportiert. Und das auch noch weitgehend anonym. Es ist schwer zu unterscheiden, ob die destruktiven Stimmen viel mehr oder vor allem viel lauter und aufdringlicher geworden sind. Aber sie zeigen Wirkung.

			Es gibt einige Hinweise darauf, dass sich das Vertrauen in die Politik in diversen gesellschaftlichen Gruppen unterschiedlich entwickelt. So kommt das Foresight-Institut in einer Studie, die im Rahmen einer parlamentarischen Enquete Ende des Jahres 2024 präsentiert wurde, im Kern zum Schluss, dass ein Vertrauensverlust vor allem im unteren Einkommensdrittel stattfindet, die Werte im mittleren und oberen Drittel hingegen weitgehend stabil sind. Der Demokratie-Monitor ortet 2024 gerade bei jungen Menschen ein sinkendes Vertrauen in das Funktionieren unserer Demokratie und die INTEGRAL Marktforschung kommt zum Schluss, dass die Milieus der Mitte unter Druck kommen und eine gewisse Tendenz zur Polarisierung zeigen.

			Aber insgesamt zeichnen diese Daten kein dramatisches Bild. Es gibt offensichtlich gewisse kritische Tendenzen, aber in der öffentlichen Wahrnehmung werden sie tendenziell überschätzt. Die Stimmung scheint schlechter zu sein, als dies die Fakten hergeben.

			Was wir aber definitiv beobachten können, ist eine abnehmende Gesprächsfähigkeit zwischen den politischen Parteien. Das Scheitern der Koalitionsverhandlungen zwischen den drei Parteien nach der Nationalratswahl 2024 lieferte dafür einen eindrucksvollen Beweis. Rational gesehen hätten ÖVP, SPÖ und NEOS schon im ersten Anlauf maximales Interesse am Gelingen der Verhandlungen haben müssen. Für alle drei ging das Scheitern mit einer Verschlechterung ihrer Position einher: Opposition statt Regierung für SPÖ und NEOS, Juniorpartner statt Kanzlerpartei für die ÖVP. Noch dazu haben alle drei im Wahlkampf vor der logischen Alternative – einer Kanzlerschaft Herbert Kickls – eindringlich gewarnt.

			Trotzdem haben die Parteien – und mit ihnen die Sozialpartner – in der Kompromissfindung (zunächst) versagt. Dass dann die Verhandlungen zwischen ÖVP und FPÖ ebenfalls gescheitert sind, ist nur ein weiterer Beweis für die geringe Fähigkeit von Parteien, ­Kompromisse und gemeinsame Lösungen zu finden. Die österreichische »Tradition des Kompromisses« wurde von der »Alternativlosigkeit« abgelöst. Und die gab es dann im dritten Verhandlungsprozess, als letztlich doch die drei ursprünglichen Partner unter dem Schock der »Fast-Kickl-Regierung« eine gemeinsame Regierung zuwege brachten. Auch hier war es – ähnlich wie auf Ebene der EU – erst das Erschrecken über eine Realität, die keineswegs unabsehbar gewesen war, das zu einem gemeinsamen Schritt geführt hat.

			Wenn das politische System nur mehr unter dem Eindruck solcher Schocks in der Lage ist, gemeinsame Lösungen zu finden, dann ist das keine gute Voraussetzung zur Bewältigung der vielen komplexen Probleme und Herausforderungen. Wir brauchen viele Veränderungs- und Transformationsprozesse, um eine gute Zukunft zu gestalten. Und wir brauchen dazu »Change by Design«. Also überlegte, proaktive, gestaltende Veränderungen, die uns unserem Ziel näherbringen. Was wir aber sehen, ist – wenn überhaupt – immer mehr »Change by Desaster«. Also das Reagieren auf Schocks und Katastrophen. Starke Entscheidungen oder Handlungen werden zunehmend mit »Alternativlosigkeit« argumentiert. Psychologisch ist das Prinzip der »Alternativlosigkeit« der Schritt von der Eigenverantwortung und Selbstbestimmung zum »Opferstatus«. Leadership sieht anders aus.

			Große, mutige Entscheidungen fallen fast nur mehr, wenn es nicht mehr anders geht. Die Sanierung des Staatshaushalts in Österreich ist dafür ein Beispiel. Das ist ohne Frage eine große und schwierige Aufgabe für die Regierung und die Gebietskörperschaften. Wir können uns nur alle wünschen, dass sie möglichst gut gelingt. Im Zuge dieser Sanierungsbemühungen werden auch schwierige Themen diskutiert: der Föderalismus, die Wettbewerbsfähigkeit, die Sicherung des Pensionssystems, die Schulmisere etc. Jedes dieser Probleme ist mehrere Jahre alt. Nichts ist neu. Die Industrie schrumpft seit über drei Jahren, die Probleme in den Schulen kennen wir noch länger, die »demografische Bombe«, wie sie der Leiter des Fiskalrates Christoph Badelt genannt hat, lässt sich seit vielen Jahren exakt vermessen und der »Österreich-Konvent«, in dem man breitflächig eine Reform des Föderalismus diskutiert hat, ging vor über 20 Jahren zu Ende.

			Natürlich sind das alles dicke, konfliktreiche Bretter. Aber wäre es nicht die Aufgabe der Politik, genau solche Themen rechtzeitig und proaktiv in Angriff zu nehmen? Wäre das nicht wichtiger, als stolz darauf zu sein, dass der Nationalrat fleißig war und 100 oder 120 Gesetze im Jahr beschlossen hat? »Aktionismus ist eine Form von Passivität« – ein Satz zum Nachdenken. 

			Zusätzlich wird der politische Konkurrenzkampf immer untergriffiger. Die Sprache verroht, es wird reihenweise verklagt. Das Klima in der Politik ist »toxisch«. Gute Leute, die Alternativen haben, gehen kaum noch in die Politik – und wenn, dann versuchen sie beizeiten, wieder möglichst unbeschadet herauszukommen und sich auf einen gut dotierten Posten im politiknahen Umfeld zu retten. Dazu stehen dank des großen Einflusses der Parteien eine Reihe von nationalen und internationalen Möglichkeiten zur Verfügung. 

			Das steht übrigens in einem interessanten Gegensatz zu dem tendenziell steigenden Interesse von Parteien an Quereinsteigerinnen und Quereinsteigern für öffentliche Ämter. Vielleicht ein Hinweis auf die da und dort knapp werdenden qualitativen Reserven in den Parteien selbst. Wahrscheinlich aber mehr noch der Versuch eines »Imagetransfers« – des »Einkaufens« eines positiven Images, weil das eigene problematisch geworden ist.

			Ein weiterer Grund für die Beliebtheit von Quereinsteigenden ist ihre mangelnde Machtbasis in der Partei.
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